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KVF-NR Kommission flr Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

NAF Fonds fur die Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr

EU Européische Union

BIP Bruttoinlandsprodukt

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

USR 11 Unternehmenssteuerreform Ill

KEP Kapitaleinlageprinzip

Sv17 Steuervorlage 17

WEKO Wettbewerbskommission

CTT-CN Commission des transports et des téléecommunications du Conseil
national

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

FORTA Fonds pour les routes nationales et le trafic d’agglomération

UE Union européenne

PIB Produit intérieur brut

SSR Société suisse de radiodiffusion

PME petites et moyennes entreprises

USsS Union syndicale suisse

AFC Administration fédérale des contributions

CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

RIE 11l Réforme de I'imposition des entreprises Il

PAC Principe de I'apport de capital

PF17 Projet fiscal 17

coMco Commission de la concurrence
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Nachdem sich der Standerat im Mérz 2013 mit der Revision des Kartellgesetzes
auseinandergesetzt und in einigen zentralen Punkten Anpassungen am bundesratlichen
Entwurf vorgenommen hatte, sprach sich im Januar 2014 die Kommission fur Wirtschaft
und Abgaben des Nationalrates (WAK-NR) gegen die Vorlage aus und stellte der grossen
Kammer den Antrag, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Grinde fur die Ablehnung
waren laut Medienmitteilung der WAK-NR unterschiedlich: Einige
Kommissionsmitglieder begriindeten ihren Entscheid damit, dass in der standeréatlichen
Detailberatung Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen worden waren, die in ihren
Augen flur die Starkung des Wettbewerbs und die Bekdmpfung der Schweizer
Hochpreisinsel von zentraler Bedeutung gewesen waren. Andere lehnten die Vorlage ab,
weil sie zum einen das geltende Recht fur genlgend hielten und weil es zum anderen
noch keine Rechtspraxis gab, die man héatte revidieren kénnen. Die grosse Kammer
folgte im Méarz 2014 dem Vorschlag der WAK-NR und entschied mit 106 zu 77 Stimmen
bei 4 Enthaltungen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die kleine Kammer hielt im Juni
2014 ihrerseits am Entscheid des Vorjahrs fest und spielte damit den Ball an den
Nationalrat zuriick. Im Vorfeld der Herbstsession 2014 liess die WAK-NR verlauten, dass
man der grossen Kammer nun doch empfehle, auf den Entwurf einzutreten. In einigen
zentralen Punkten widersprach die WAK-NR jedoch dem stéanderéatlichen Entscheid und
bereitete zahlreiche Antrége vor. So zog sie es in Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h.
den Grundsatzverboten von Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen
Konkurrenten (Horizontalabreden) sowie von vertikalen Preisbindungen und
Gebietsabschottungen zwischen Produzenten und Héndlern (Vertikalabreden) vor, an
der geltenden Regelung festzuhalten. Zudem hielt eine Mehrheit der
Kommissionsmitglieder die Regelung des Stédnderates betreffend die unzuldssige
Behinderung des Einkaufs im Ausland fur impraktikabel. Die WAK-NR schlug ihrerseits
eine Kompromissldsung Uber den Begriff des Missbrauchs der relativen Marktmacht vor.
Betreffend die institutionelle Reform sprach sich die Kommission flr eine auf 7
Mitglieder beschrénkte, ausschliesslich aus unabhéngigen Sachverstandigen
bestehende Wettbewerbskommission (WEKO) aus und lehnte den sténderatlichen
Antrag fur eine 11-kopfige WEKO ab. Obgleich sich die Kommissionsmehrheit fur ein
Eintreten stark machte, fand sich im Nationalrat auch in der Herbstsession 2014 keine
Mehrheit fir den Antrag: Mit 99 zu 80 Stimmen bei 12 Enthaltungen folgte die grosse
Kammer einem Minderheitsantrag Rime (svp, FR) und versenkte den Entwurf zum
Kartellgesetz damit definitiv. Die Medien bezeichneten die Revision des Kartellgesetzes
als ,Musterbeispiel einer gescheiterten Vorlage™ Die vom Bundesrat beabsichtigte
Starkung der WEKO galt zu Beginn als ein mehrheitsfahiges Anliegen. Wahrend
grundlegender Widerstand gegen den Vorschlag des Bundesrats aus der SVP, der BDP
und vom Gewerbeverband kam, die alle einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in
Abrede stellten, erhielten die Gegner im Nationalrat Uberraschend Unterstitzung von
einer Mehrheit der Grlnen und einer Minderheit der SP. Wirtschafts- und
Gewerkschaftskreise wehrten sich gegen die Verkleinerung und Professionalisierung
der WEKO. Anstelle des 11- bis 15-kopfigen Gremiums, dem neben unabhéngigen
Sachverstéandigen auch Vertreter von vier Verbanden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband,  Schweizerischer  Gewerkschaftsbund und  Stiftung  for
Konsumentenschutz) angehéren, hétte die Kommission gemass Sténderat auf flnf
unabhéangige Sachverstandige reduziert werden sollen. '
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Gesellschaftsrecht

Der Bundesrat verabschiedete im November 2014 eine Botschaft zur Anpassung der
Vorschriften Uber die Bildung des Firmennamens und sprach sich fur eine
Erleichterung der Unternehmensnachfolge fuar Einzelunternehmen, Kollektiv-,
Kommandit- und Kommanditaktiengesellschaften aus. Die Botschaft ging auf eine
Motion Rime (svp, FR) und eine Motion Bischof (cvp, SO) zuritick. Die vom Bundesrat
vorgeschlagene Anderung des Obligationenrechts (Firmenrecht) verfolgte das Ziel, dass
der einmal gewéhlte Firmenname auf unbestimmte Zeit weitergefihrt werden kann. So
sollten bei Personengesellschaften Gesellschafterwechsel ohne Anderung des
Firmennamens moglich sein. Zudem sollte auch die Umwandlung in eine andere
Rechtsform den Firmennamen nur noch beim Rechtsformzusatz tangieren. ?

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Frihling nahm der Standerat die Beratungen zur Unternehmenssteuerreform Il in
Angriff. Eintreten war unbestritten. Auf Antrag seiner WAK beschloss der Rat, die
Vorlage aufzuteilen. Dieses Vorgehen ermdglichte es dem Parlament, die dringliche
Neuregelung der indirekten Teilliquidation und der Transponierung in einem
gesonderten Erlass zu behandeln. Die veranderte Rechtsprechung des Bundesgerichts
2004 und die entsprechende Praxisénderung der Steuerverwaltung hatten in der
Wirtschaft zu grosser Verunsicherung gefiihrt, so dass insbesondere zahlreiche kleine
und mittlere Unternehmen die Regelung der Nachfolge sistiert hatten. Im Hauptteil der
Vorlage verblieben wu.a. die Teilbesteuerungsverfahren im Privat- und im
Geschaftsvermogen mit oder ohne qualifizierte Beteiligungsquote, der vorgesehene
Wechsel vom Nennwert-/Buchwertprinzip zum Kapitaleinlageprinzip, die Beschrankung
des Schuldzinsenabzugs im Privatvermogen, die Neuerung der Ersatzbeschaffung und
der Beteiligungsabzlige und die Moglichkeit einer Anrechnung der Gewinnsteuer an die
Kapitalsteuer bei Kapitalgesellschaften.

In der Detailberatung entschied die kleine Kammer, den Erlds aus dem Verkauf einer
Beteiligung nur dann als indirekte Teilliquidation zu besteuern, wenn innert finf Jahren
unter Mitwirkung des Verkadufers nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschuttet
wird, wobei die Beteiligung am Grund- oder Stammkapital mindestens 20% ausmachen
muss. Eine vom Bundesrat unterstitzte Minderheit, welche die ausschittungsféahigen
nicht betriebsnotwendigen Mittel bereits beim Verkauf versteuern wollte, scheiterte
deutlich; sie hatte jenen Erwerbern Rechnung tragen wollen, die Uber weniger Geld
verfligen als grosse, auch auslédndische Erwerber. Bei der Transponierung (Verkauf an
sich selber) beschloss der Standerat, den Erlés aus der Ubertragung von
Beteiligungsrechten aus dem Privat- ins Geschaftsvermogen zu besteuern, wenn der
Verkaufer nach der Ubertragung zu mindestens 50% an der Kaufergesellschaft beteiligt
ist. Die Besteuerung tritt erst ab einem Verkauf von mindestens 5% am Grund- oder
Stammbkapital einer Gesellschaft oder Genossenschaft ein. Der Rat verabschiedete das
Geschaft in der Gesamtabstimmung mit 31:8 Stimmen.

Der Nationalrat lehnte zu Beginn der Behandlung Antrége des links-griinen Lagers auf
Nichteintreten, Beratungsunterbruch und Ruckweisung an den Bundesrat ab und trat
mit 104:47 Stimmen auf die Vorlage ein. In der Detailberatung unterstitzte die grosse
Kammer mit 74:69 Stimmen einen Minderheitsantrag Rime (svp, FR), wonach fir das
Zustandekommen einer indirekten Teilliquidation die Ubertragung einer Beteiligung von
mindestens 50% (statt der von Bundesrat und Stédnderat vorgesehenen 20%) am
Gesamtkapital der Ubertragenen Gesellschaft notwendig ist. Weiter flgte sie neu eine
Ubergangsbestimmung ins Gesetz ein, wonach alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
neuen Rechts noch hangigen Falle der indirekten Teilliquidation nach den neuen
Rechtsbestimmungen zu veranlagen sind; Bundesrat Merz und eine links-griine
Minderheit opponierten hier erfolglos gegen die als rechtspolitisch fragwurdig
bezeichnete Ruckwirkungsklausel. Bei der Transponierung stellte sich die Ratsmehrheit
hinter die Beschlisse der kleinen Kammer. Die Vorlage passierte die
Gesamtabstimmung mit 92:52 Stimmen.

Nachdem der Standerat in der Differenzbereinigung an seinen Beschllissen
festgehalten hatte, erklérte sich der Nationalrat in der Folge stillschweigend damit
einverstanden, dass die verkaufte Beteiligung bei der indirekten Teilliquidation nur
mindestens 20% (statt 50%) am Grund- oder Stammkapital ausmachen muss. Hingegen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 21.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

beharrte er auf der neuen Ubergangsbestimmung, wobei er die Riickwirkung des neuen
Rechtes zeitlich auf funf Jahre, d.h. bis 2001, begrenzte. Der Standerat stimmte dem
Grundsatz der funfjahrigen Rickwirkung zu, beschrankte sie allerdings auf jene
Veranlagungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes noch nicht
rechtskraftig sind. Die dringlichen Anpassungen bei der Unternehmensbesteuerung
passierten die Schlussabstimmung mit 35:8 Stimmen resp. mit 123:70 Stimmen; SP,
Griine und EVP lehnten sie geschlossen ab. ®

Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfénglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erklarte als Vizeprasidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren wirden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken koénnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonndten. Ausfuhrlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Wirden die verpdnten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte - jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen -, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten moglich. Ebenfalls verstarkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern - besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz musse somit bezlglich Unternehmenssteuern moglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklarte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls moglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man musse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch kénnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten.
Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere Uber die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhdhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die EinfUhrung eines Vaterschaftsurlaubs - wie ihn ihre Initiative vorsieht -
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt Uber die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusatzlich zu bezahlen héatten, wirde gemass Adrian Withrich (BE, sp), Prasident der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-Francois Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Prasident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen wirde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstitze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
musse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingefuhrt werden, erkléarte
SP-Vizeprasident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld fur soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
kénnen, fur welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten.

Die grossten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform Il war eine
Méglichkeit fur Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionare
zuruckzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind -
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schatzung der ESTV zeigte, Steuerausfalle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzlige nicht berlcksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfélle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden kénnen.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklarte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschrankung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, ware das womoglich fur die Blrgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen>» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits beflirchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
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gekommen waren, auslésen wirde.

Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Anderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhéhe fihren,
wovon gemass Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone wirden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grosser als
die zuséatzlichen Einnahmen durch die Erhéhung des Kantonsanteils. Um diese
Problematik abzuschwachen, enthélt die SV17 einen Ergadnzungsbeitrag fur
ressourcenschwache Kantone in der Héhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Harteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone wahrend
sieben Jahren verbessert.

Im Marz 2018 prasentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Anderung gegeniiber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Uberrascht zeigten sich die Medien vor
allem dartber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine EinfUhrung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien flur Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem waéahrend sieben Jahren zusatzlich CHF 180 Mio. Die Kantone flhren
obligatorisch Patentboxen fir in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getéatigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform Il wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzlige durfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR Il
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR lll wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingeflihrt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhéht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben fur die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhoht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR Il
enthalt die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhéhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ahnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USRIl als «Plan B» bezeichneten Szenario auf.

Die Voto-Analyse zur USR Ill hatte gezeigt, dass die Stimmburger sich insbesondere
auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage geflirchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
Reformpldne mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls berlcksichtigt werden kénnen. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon Uber tiefe bis rekordtiefe
Gewinnsteuern verfligen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese geméss Tages-Anzeiger weltweit zu den steuerglnstigsten
Standorten gehéren wirden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemass Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage fur die bundesratliche Botschaft vorgenommen hatte, jahrliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schatzung erganzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer prasentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Hohe von CHF 2.5 Mrd. jéhrlich.

Diese Schatzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
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den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersatzen und
Steuerprivilegien im  Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemass
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie bertcksichtige den kantonalen
Steuerwettbewerb nicht und Uberschatze die Kosten einer Ablehnung der SV17 - diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschéatzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhartet», aus Zeitgriinden sei sie jedoch
nicht von Externen Uberprift worden. Was die Studie gemass SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung fir bisher «normal» besteuerte Unternehmen - fur
inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklérte - deutlich sinke, wahrend sie fur die
bisher steuerprivilegierten Firmen - flr internationale Grosskonzerne - steige. *

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Der Nationalrat diskutierte in der Herbstsession 2016 die verbliebenen zwei Differenzen
zum Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF). Die KVF-NR hatte
dem Rat das Festhalten an den bisherigen Entscheiden beantragt, die Minderheit
Allemann (sp, BE) wollte aber dem Stédnderat nachgeben und das Wort "maximal” in die
Zweckbindungs-Bestimmung zur Mineraldlsteuer aufnehmen. Die Minderheit Candinas
(cvp, GR) wollte wie Bundes- und Stédnderat den Teuerungsausgleich flur die
Mineraldlsteuer einflhren. Beide Minderheiten fanden im Rat keine Mehrheit: Der
Antrag Allemann wurde mit 124 zu 61 Stimmen verworfen, die Minderheit Candinas
unterlag dem Mehrheitsantrag mit 106 zu 79 Stimmen (keine Enthaltungen). Damit
wurde noch keine Einigung mit der kleinen Kammer erzielt. ®

Sozialpolitik

Bevélkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

In der Fruhjahrssession 2016 befasste sich der Nationalrat mit dem bundesréatlichen
Vorschlag zur Anderung des Entsendegesetzes. Dieser sah eine Erhéhung der
maximalen Verwaltungssanktionen bei Verstdssen gegen die minimalen Lohn- und
Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF 30°000 vor. Damit wollte der Bundesrat die
Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizligigkeit optimieren. Die
vorberatende Wirtschaftskommission (WAK-NR) hatte sich mit 17 zu 7 Stimmen fir den
Revisionsentwurf ausgesprochen. Fur die Kommission begrindete Nationalrat Pardini
(sp, BE) diesen Entscheid damit, dass die geltende Obergrenze von CHF 5000 Franken
zu wenig abschreckend sei. Eine Minderheit Rime (svp, FR) wollte indes nicht auf die
Vorlage eintreten. Sie erachtete eine Gesamtrevision im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungs-Initiative fur zweckmassiger. Zudem wies sie darauf hin, dass die
neue Obergrenze auch fur Schweizer Unternehmen Gultigkeit hatte, was in ihren Augen
Uber den Rahmen der flankierenden Massnahmen hinausgehen wirde. Der
Nichteintretensantrag vermochte ausserhalb der SVP jedoch nur wenig Stimmen zu
generieren und wurde mit 64 zu 125 Stimmen deutlich abgelehnt. In der Detailberatung
schuf die grosse Kammer dann drei kleine Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates.
Unter anderem wurde ein Antrag Romano (cvp, TI) mit 103 zu 77 Stimmen gutgeheissen,
der es den Behorden ermoglichen soll, Normalarbeitsvertrage (NAV) bereits dann
befristet zu verlangern, wenn Hinweise daflr bestehen, dass der NAV-Wegfall zu
erneuten Missbrauchen fihren kann.
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Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Nach einer ldngeren Debatte nahm in der Friihjahrssession 2017 auch der Nationalrat
Kenntnis vom Service-public-Bericht und dessen Zusatzbericht. Im Namen der Griinen
Fraktion lobte Adéle Thorens Goumaz (VD) die Leistungen der SRG fur die lateinische
Schweiz und wies auf jlngste Entwicklungen auf dem franzdsischsprachigen
Zeitungsmarkt in der Schweiz hin, welche die Notwendigkeit eines marktunabhéangigen
Mediums  zur  Erhaltung der Medienvielfalt —und  Bericksichtigung von
Sprachminderheiten aufzeigten. Wie diverse Sprecherinnen und Sprecher aus anderen
Fraktionen zeigte sich auch die BDP-Fraktion besorgt ob der zunehmenden
Medienkonzentration auf dem Pressemarkt. Aus diesen Grunden bedUrfe es auch eines
funktionierenden Service public im Online-Bereich, dessen Berichterstattung sich nicht
nur an der Anzahl Klicks und Hoéhe der Werbeeinnahmen orientiere, so die
Ausfiihrungen von Bernhard Guhl (bdp, AG). Als Vertreter der FDP-Fraktion dusserten
Frédéric Borloz (VD) und Thierry Burkart (AG) hingegen Bedenken zu einem ausgebauten
Internetauftritt der SRG, da dies die privaten Medien stark konkurrenzieren kénnte.
Eine verstarkte Digitalisierung der SRG verlangte hingegen die SP und erhofft sich
damit, die jingere Generation in Zukunft besser anzusprechen, so Edith Graf-Litscher
(TG). Martin Candinas (GR) lobte als Sprecher der CVP-Fraktion die Qualitat des Service
public in allen vier Landesteilen, betonte jedoch, dass diese auch weiterhin ohne
Aufstockung der finanziellen Mittel und in erster Linie durch Wahrung des
Informationsauftrags gewahrleistet werden solle; der Einkauf von Fernsehserien und
Filmen soll kritisch Uberprift werden. Kritischer dusserten sich Vertreter der SVP-
Fraktion, stellten dabei jedoch nicht die Existenzgrundlage der SRG in Frage, wie den
Voten von Natalie Rickli (ZH) und Gregor Rutz (ZH) zu entnehmen ist. Ihre Kritik richtete
sich in erster Linie gegen diejenigen Tatigkeiten der SRG, die starker in Konkurrenz zu
privaten Angeboten stehen, so etwa Angebote im Unterhaltungs- und Sportsektor.
Verstarkte Subsidiaritat forderte etwa auch Jurg Grossen (BE) im Namen der GLP-
Fraktion.

Im Rahmen dieser parlamentarischen Beratung dusserte sich die grosse Kammer auch
zu drei Geschéften, die in nahem Bezug zu Inhalten des Berichts, resp. zur Service-
public-Debatte im Allgemeinen, stehen. Einer mitte-linken Kommissionsminderheit
folgend lehnte der Nationalrat ein Anliegen seiner KVF ab, das eine duale
Konzessionskompetenz fir Parlament und Bundesrat forderte und somit den Einfluss
des Parlaments in diesem Bereich starken wollte. Ebenso verweigerte er seine
Zustimmung zu einer weitergehenden parlamentarischen Initiative, die eine
ausschliessliche Konzessionsvergabe durch das Parlament forderte. Letzteres tat der
Nationalrat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit, die ordnungspolitische Bedenken
geaussert und das Vorhaben als nicht realisierbar eingestuft hatte. Allenfalls geédndert
werden soll hingegen der im Bericht festgestellte Umstand, dass die Schweiz zu einigen
wenigen demokratischen Landern gehoért, die Uber keine verwaltungsunabhéngige
Aufsichtsbehdrde fur Radio und Fernsehen verfigen. Ein Postulat, welches
Méglichkeiten zur Schaffung einer solchen Instanz aufzeigen soll, stiess im Rat auf
stillschweigende Zustimmung. Die parlamentarische Beratung der in Reaktion auf den
Zusatzbericht eingereichten Vorstdsse steht noch aus. ’
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